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S T E U E R

Wie in den vergangenen Jahren auch,  
er geben sich mit Wirkung vom 1. Januar  
2019 erneut zahlreiche gesetzliche Ände­
rungen, über die in diesem Beitrag aus­
zugsweise informiert wird.
So steigt das Kindergeld zum 1. Juli 2019  
auf 204 EUR für das erste und zweite  
Kind sowie auf 210 EUR für das dritte und 
235 EUR für das vierte und jedes weitere 
Kind. Eine weitere Steigerung soll es ab  
dem 1. Januar 2021 geben. Entsprechend 
wird der Kinderfreibetrag angehoben. Be ­
reits ab dem 1. Januar 2019 beträgt die ­ 
ser 7.620 EUR und ab dem 1. Januar 2020 
dann 7.812 EUR. 
Außerdem wird der Grundfreibetrag, also  
das steuerliche Einkommen, für das keine 
Einkommensteuerbelastung entsteht, ange­
hoben, und zwar für 2019 auf 9.168 EUR  
und für 2020 auf 9.408 EUR. Laut Bundes­
regierung umfasst die Entlastung von Fa­
milien damit ein Volumen von circa 10 Mil­
liarden Euro.
Im Bereich der Krankenversicherungen gibt 
es seit dem 1. Januar 2019 eine Anglei ­ 
ch ung der Beitragszahlungen von Arbeit ge ­ 
bern und Beschäftigten. Die Beiträge selbst, 
aber auch der individuelle Zusatzbeitrag,  
den jede Krankenkasse selbst bestimmen 
kann, wird nun wieder jeweils zu gleichen 
Teilen getragen.
Selbstständige mit geringem Einkommen 
zahlen, wenn sie freiwillig Mitglied einer  
gesetzlichen Krankenkasse sind, nur noch 
einen Beitrag von 171 EUR pro Monat,  
wenn sie lediglich bis zu 1.142 EUR pro  
Monat verdienen. Zukünftig können Mit­
gliedsbeiträge außerdem bis zu zwölf Mo ­
nate rückwirkend korrigiert werden.
Wie jedes Jahr werden die Beitragsbemes­
sungsgrenzen in der gesetzlichen Kranken­ 
und Rentenversicherung an die Einkom­
mensentwicklung angepasst. Künftig wer ­
den Krankenkassenbeiträge bis zu einer  
Bemessungsgrenze von jährlich 54.450 EUR 
erhoben (4.537,50 EUR pro Monat). Die Ent­
geltgrenze, bis zu der Beschäftigte in der  
gesetzlichen Krankenversicherung pflicht­
versichert sind, liegt in 2019 bei 60.750 EUR 
pro Jahr (5.062,50 EUR pro Monat).
Der Beitrag zur Pflegeversicherung stieg ab 
dem 1. Januar 2019 um 0,5 Prozentpunkte.
Im Bereich der Pflege gibt es verschiedene 
Gesetzesinitiativen. Für pflegende Angehö­
rige interessant ist, dass diese einen leich­
teren Zugang zu medizinischen Rehabilita­

tionsleistungen erhalten sollen. Die pflege­
bedürftige Person kann nunmehr gleichzei ­
tig in der Rehaeinrichtung betreut werden. 
Andernfalls müssen Kranken­ und Pflege­
kassen die Betreuung organisieren.
Für Pflegebedürftige ab Pflegegrad 3 und 
Menschen mit Behinderungen werden Taxi­
fahrten zu einer ambulanten Behandlung  
einfacher. Sie gelten mit der ärztlichen Ver­
ordnung als genehmigt.
Die Beitragsbemessungsgrenze in der all­
gemeinen Rentenversicherung steigt in den 
alten Ländern von 6.500 EUR auf 6.700 EUR  
pro Monat. In den neuen Ländern erhöht  
sich die Grenze von bisher 5.800 EUR auf 
6.150 EUR pro Monat.
Eine weitere Neuregelung gibt es beim  
Mindestlohn. Dieser stieg von 8,84 EUR pro 
Stunde auf 9,19 EUR, ab 1. Januar 2020  
wird er 9,35 EUR betragen. In diesem Zu­ 
sammenhang plant die Bun desregierung  
verstärkte Kontrollen der Einhaltung dieser 
Mindestlohnuntergrenzen und will hierfür 
7.500 zusätzliche Stellen beim Zoll schaf ­
fen, der hierfür zuständig ist.
Für die Abgabe der Einkommensteuererklä­
rung gibt es neue Abgabefristen sowie Ver­
schärfungen für Anträge auf Fristverlänge­
rungen. Ab der Einkommensteuererklärung 
für das Veranlagungsjahr 2018 gilt als neue 
allgemeine Frist zur Abgabe der Steuer­
erklärung der 31. Juli des Folgejahres. So ­
fern eine solche Erklärung durch einen  
Steuerberater gefertigt wird, verlängert sich 
diese Frist auf den „letzten Tag des Mo ­ 
nats Februar des Zweitfolgejahres“ (§ 149 
Abs. 3 AO), also für 2018 auf den 29. Fe ­
bruar 2020.
Die bislang auch rückwirkend zulässige  
Verlängerung behördlicher Fristen ist zu­
künftig nur dann möglich, wenn der Steuer­
pflichtige ohne Verschulden gehindert ist  
oder war, die vorgenannten Fristen einzu­
halten. Das Verschulden eines Vertreters  
wird dem Steuerpflichtigen zugerechnet.
In diesem Zusammenhang wurden auch die 
gesetzlichen Regelungen zum Verspätungs­
zuschlag verschärft. Diese Neuregelungen 
sind auf alle Steuererklärungen anzuwen ­
den, die nach dem 31. Dezember 2018 ein­
zu reichen sind. Verspätungszuschläge wer­
den nunmehr regelmäßig ohne eine Ermes­
sensentscheidung des zuständigen Finanz­
amts festgelegt. Damit lässt diese gesetzliche 
Änderung keinen Raum mehr für die Berück­
sichtigung von Gründen, warum die Steuer­

erklärung nicht fristgerecht abgegeben 
wurde. Für die Einkommensteuer beträgt der 
Verspätungszuschlag 0,25 Prozent (mind. 
25 EUR) der sich ggfs. ergebenden Steuer­
nachzahlung und für jeden angefangenen 
Verspätungsmonat.
Im Rahmen der Förderung der Elektromobi­
lität wurde die sogenannte 1%­Regelung für 
Fahrzeuge, die nach dem 31. Dezember 
2018 und vor dem 1. Januar 2022 an­
geschafft werden, dahingehend geändert,  
als dass für solche Fahrzeuge nur noch die 
Hälfte des Bruttolistenpreises als Bemes­
sungsgrundlage anzusetzen ist. Die Neu­
regelung gilt entsprechend auch bei der  
Anwendung der Fahrtenbuchmethode und 
für die Fahrten zwischen der Wohnung und 
der Tätigkeitsstätte. Für die Überlassung von 
Elektrofahrrädern gibt es für den Zeitraum 
von 2019 bis 2021 eine befristete Steuer­
befreiung. Der durch die Überlassung eines 
solchen Fahrrads durch den Arbeitgeber  
gewährte Vorteil ist steuerfrei.
Weiterhin wird das sog. Jobticket wieder­
eingeführt. Gewährt der Arbeitgeber zusätz­
lich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
dem Arbeitnehmer einen Zuschuss zu den 
Aufwendungen für die Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel im Linienverkehr zwischen 
Wohnungen und erster Tätigkeitsstätte, so 
wird dieser steuerfrei gestellt. Zudem wird  
die Steuerbegünstigung auf private Fahrten 
im öffentlichen Personennahverkehr erwei­
tert. Allerdings werden diese steuerfreien 
Leistungen auf die Entfernungspauschale 
des Arbeitnehmers angerechnet.
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